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(Nr. 6837.) Verordnung, betreffend die kommunalſtändiſche Verfaſſung im Gebiete des 
N Regierungsbezirks Kaſſel. Vom 20. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das Gebiet des 
Negierungsbezirks Kaſſel, was folgt: 


a I 

f Der Regierungsbezirk Kaſſel in ſeiner jetzigen Begrenzung bildet einen 
| bonmumalſtändiſchen Verband N 1 15 ae 
Der Verband hat die Rechte einer Korporation. > 
| Derſelbe wird durch Kommunalſtände vertreten, welche ſich auf dem 
Kommunallandtage verſammeln. N i 


9 
J. Befugniſſe der Kommunalſtände. 


Dem Kommunallandtage ſteht unter der Mitwirkung und Aufficht der 
Staatsregierung die Beſchlußnahme über die Kommunglangelegenheiten des Ver⸗ 
bandes, die Verwaltung und Vertretung der kommunalſtändiſchen Inſtitute und 
Semögenstnhte zu. 
Er ift befugt, im Intereſſe des Bezirks Ausgaben und Leiſtungen zu tiber: 
men und die Art und Weiſe der Aufbringung derſelben zu beſchließen. 
a Der Kommunallandtag hat außerdem die Rechte und Pflichten der in den 
älteren Landestheilen des Preußiſchen Staats beſtehenden Provinzialſtände. 


ö §. 3. 
II. Zuſammenſetzung des Kommunallandtages. 


Die Zuſammenſetzung des Kommunallandtages beſtimmen Wir wie folg 
ahrgang 1867. (Nr. 6837.) 203 8 


usgegeben zu Berlin den 23. September 1867. 


Es erſcheinen: i 
1) mit Virilſtimmrecht und aus der Ritterſchaft: 
a) das Haupt der Linie der Landgrafen zu Heſſen-Philippsthal, i 
b) das Haupt der Linie der Landgrafen zu Heſſen- Philippsthal, 
Barchfeld, g 3 
e) das Haupt jeder Fürſtlichen oder Gräflichen ehemals veichsunmittel 
baren Familie, welche eine Standesherrſchaft im kommunalſtändiſchen 
Verbande beſitzt, ö i 1 
d) der Senior oder das ſonſt mit dem Erbmarſchallamte beliehene 
Mitglied der Familie der Freiherren von Riedeſel, g 
e) ein Vertreter des Domainenfiskus, 
4) einer der ritterſchaftlichen Obervorſteher der Stifter Kauffungen un 
Wetter, 
g) ein von der Univerſttätsdeputation aus ihrer Mitte zu wählende 
Mitglied für die Univerſität Marburg, 
h) ſechs Abgeordnete der Ritterſchaft ; 
2) im Stande der Städte: 
ſechszehn Abgeordnete / 
3) im Stande der Landgemeinden: 
ſechszehn Abgeordnete / 
4) im Stande der höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer und Gewerb 
treibenden: ; 
ſechszehn Abgeordnete. 


§. 4. 


Die Abgeordneten der Ritterſchaft werden von den Mitgliedern des dem 
kommunalſtändiſchen Verbande angehörigen, ehemals reichsunmittelbaren Adels, 
und von den, im kommunalſtändiſchen Verbande wohnenden und begüterten (H. 5) 
Mitgliedern der Altheſſiſchen Ritterſchaft, der Ritterſchaft der Grafſchaft Schaun⸗ 
burg und der im F. 16. des Landtagsabſchiedes für das Kurfürſtenthum Heſſen 
vom 9. März 1831. genannten adeligen Familien der ehemaligen Provinz Hanau 
aus ihrer Mitte gewählt. 


$. 5. N 

Als begütert im Sinne dieſer Verordnung gelten nur Diejenigen, welche 
entweder kraft eigenen Rechtes oder kraft des ihnen am Grundvermögen ihrer 
Ehefrauen oder ihrer Kinder zuſtehenden Nießbrauches Grundvermögen 1 
welches zu einem Grundſteuer-Reinertrage von mindeſtens 500 Thalern veranlag 
iſt, ſei es, daß ſie daſſelbe allein beſitzen, oder daß ſich im Falle gemeinſchaft, 
lichen Beſitzes ein ſolcher Reinertrag auf ihren Antheil berechnet. s 6. 
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H. 6. 


Bis zur Durchführung der nach $. 3. der Verordnung vom 28. April 
13867. (Geſetz⸗Samml. von 1867. S. 538.) vorzunehmenden Grundſteuer⸗Regulirung 
bleibt die nach §. 4. des Miniſterial⸗Ausſchreibens vom 10. Juni 1863. (Geſetz⸗ 
Samml. für Kurheſſen S. 68.) aufgeſtellte Wählermatrikel der Ritterſchaft in 
Anwendung. ö 

8 


Behufs der Wahl der Abgeordneten der Ritterſchaft hat der Oberpräſident 
insbeſondere auch wegen etwaiger Bildung mehrerer Wahlbezirke und Vertheilung 
der Abgeordneten auf dieſelben die näheren Anordnungen zu treffen. Bei der 
N entſcheidet einfache Stimmenmehrheit und im Falle der Stimmengleichheit 
as Loos. ; 


$. 8. 
Im Stande der Städte wählen: 
Dale Sladt afk ns 2 Abgeordnete, 
5 b) - d U 2 ANGE 2 e 
& c) JC 8 1 
| d) Ude BERN 1 
e) = Hersfeld oder Melſungen, welche unter eiman- 
der dergeſtalt abwechſeln, daß die erſtgenannte Stadt auf 
zwei und die Stadt Melfungen auf eine Wahlperiode 
„ (efr. §. 16.) den Abgeordneten Lütſ endet: 
Ne Stint Schmallaben ns 0 
8) „Rinteln und die Städte Obernkirchen, Olden⸗ 
dorf, Rodenberg und Sächſen hagen 1 


h) die Städte Hofgeismar, Carlshafen, Grebenſtein, Hel⸗ 
marshauſen, Immenhauſen, Liebenau, Naumburg, Tren⸗ 
delburg, Volkmarſen, Wolfhagen und Zierenberg... 1 
) die Stadt Hersfeld oder Melſungen (fiehe oben) und die 
Städte Felsberg, Rotenburg, Sontra und Spangenberg 1 
k) die Städte Homberg, Borken, Fritzlar, Gudensberg, Neu⸗ 
kirchen, Niedenſtein, Schwarzenborn, Treyſa und Zie⸗ 


„eee „„ 


zuſammen 16 Abgeordnete. 
203 §. 9. 


Im Stande der n weden die Abgeordneten in "el 
Wahlbezirken gewählt: 


VVCVßCꝗßßßd½ßß ec een 
bp) die Kreiſe Hofgeismar und Wolfhagen 
h,, 1 . 
% Wibenhanlena u ae an 1 5 
d en a re 1 : 
))) 8 REN ee 1 . 
150 die Keese Fuzlar UND. Nau? 1 . 
h) - a i e IR ee ee 1 : 
i) der Kreis Mai a. ng nn 1 . 
k) die Kreiſe Frankenberg und Kirchhain N 1 . 
Y der Kreis Fu ale ee 1 a 
1 . Kreiſe e und e? er 1 : 
Gelnhauſen und Schlüchtern ...... 1 1 : 
5 der Kreis Main f!fef a A 1 5 
% PC 1 . 
) TT N 


Im Stande = höchſtbeſteuerten 1 0 und Gemerbtteibenben weit 
die Abgeordneten in folgenden Wahlbezirken gewählt: 


der Stadtkreis Kaſſel! i 
bp) die Kreiſe 1 und Landkreis Kaffel .. ... . 
©) Der is Eſch enge SR RHERR 
d) Witzenh 1 fein a A 
e) die Kreiſe Rotenburg und Melſunge n 
f) der Kreis er Re re e 
50 bie Kreiſe Fritzlar und Wolfhagen 
. omberg und Ziegenhain. 

5 ber Kreis Marburg karte. 

k) die Kreiſe Frankenberg und Kirchhain 
der Kreis Jul ARE. 

50 die wu Gersfeld und Hünfeld 
. Gelnhauſen und Schlüchtern .... ...... x 

N) der Kreis Haff 1 Bel 
D Rinn e „ 
dq; Schmieden n ls 
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§. 11. 


1 Von der Theilnahme an den Wahlen der Abgeordneten ſind überhaupt 
ausgeſchloſſen Alle, welche f 


1) ſich nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
2) noch nicht das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben oder 
3) unter Kuratel ftehen, oder 


4) über deren Vermögen ein Konkurs beſteht oder beſtanden hat, bis zur 
völligen Befriedigung der Gläubiger. 


Sa, 


Die Abgeordneten der Städte werden von den in denſelben wohnhaften 

ſelbſtſtändigen Staatsbürgern — nach Ausſcheidung derer, welche als Mitglieder 
der Ritterſchaft und als Höchſtbeſteuerte zur Wahl der im F. 3. unter Nr. 1. h. 
und Nr. 4. genannten Abgeordneten berufen find — gewählt. 
N Als ſelbſtſtändig gelten Diejenigen, welche als Ortsbürger oder Beiſitzer 
einen eigenen Haushalt führen und nicht in Koſt und Lohn eines Anderen ſtehen, 
ſowie Diejenigen, welche ſeit Anfang des der Wahl vorausgegangenen Kalender⸗ 
jahres eine direkte Staatsſteuer entrichtet haben. f 


$. 13. 


ö Zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden (F. 3. Nr. 3.) find die 
im den einzelnen Wahlbezirken mit Ausſchluß der darin gelegenen Städte wohn⸗ 
haften Staatsbürger, nach Ausſcheidung der Mitglieder der Ritterſchaft und 
er höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer und Gewerbtreibenden, unter der Vorausſetzung 


0 


befähigt, daß fie nach $. 12. als ſelbſtſtändig zu betrachten find. 


§. 14. 


Zu den Wahlen der Höchſtbeſteuerten ($. 3. Nr. 4.) find diejenigen mit 
dem Staatsbürgerrechte verſehenen Stadt⸗ und Landbewohner des Bezirks 
berechtigt, welche im abgelaufenen Kalenderjahre die meiſte Grund- und Gemerbe- 
teuer gezahlt haben und bei Aufſtellung der Wählerliſten überhaupt noch Grund- 
oder ewerbeſteuer entrichten. g 

Die Zahl der Höchſtbeſteuerten beträgt auf 1000 Seelen des Bezirks, und 
bei einem ſich ergebenden, nicht volle 1000 Seelen betragenden Ueberſchuſſe auf 
volle 500 Seelen des letzteren Einen Wähler. 5 

enn mehrere Steuerpflichtige, welche gleich hohe Steuern bezahlt haben, 
vorhanden ſind, von denen nach dem Maaßſtabe der Bevölkerung nur einzelne 
ME Wahl berufen fein würden, fo find ausnahmsweiſe dieſe in demſelben Steuer⸗ 
gende ſtehenden Perſonen ſämmtlich als Wähler zuzulaſſen. 
Die Seelenzahl wird nach dem Reſultate der letzten amtlichen Volkszäh⸗ 
lung bemeſſen. 
Gr. 6837.) §. 15, 


H. 15. 


Die Abgeordneten jedes Standes werden aus der Zahl der ſämmtlichen 
in dem betreffenden Stande zur Wahl berechtigten Perſonen gewählt. 5 


. . 16. 
III. Allgemeine Beſtimmungen. 1 


Die Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs Jahre dergeſtalt, daß 
alle drei Jahre die Hälfte der gewählten Abgeordneten jedes Standes ausſcheidet. 
Die für das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt 
Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 5 
Die F. 3. sub 1. a. bis o. genannten Fürſten und Standesherren können 
ſich durch bevollmächtigte Agnaten ihres Hauſes und in deren Ermangelung oder 
Verhinderung durch einen anderen geeigneten Bevollmächtigten, der im Gebiete 
des kommunalſtändiſchen Verbandes wohnt und begütert iſt ($. 5.), vertreten 
laſſen. \ 1 


U 


. 


Für das Verfahren bei den Wahlen zum Komnnmallandtage find die 
Ss der am heutigen Tage vollzogenen beſonderen Verordnung ma 
gebend. a 


$. 18. 
IV. Verhandlungen des Kommunallandtages. 


Der Vorſitzende des Kommunallandtages, ſowie ein Stellvertreter deſſelben 
wird aus den Mitgliedern des Kommunallandtages auf die Dauer jedes Land⸗ 
tages von Uns ernannt. 
Der Vorſitzende hat die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung in 
der Verſammlung aufrecht zu erhalten. 


§. 19. 


Zu Unferem Kommiſſarius bei dem Kommunallandtage beſtimmen Mir 
den Oberpräſidenten. Wir behalten Uns vor, demſelben in Behinderungsfäl 
einen Stellvertreter zu beſtellen. 15 
Der Oberpräſident ift die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen Unſerkt 
Behörden mit den Ständen. f 


$. 20. Be 
Sämmtliche Beſchlüſſe des Kommunallandtages werden dem Oberpräſſe 
denten vorgelegt, welcher dieſelben zu prüfen und deren Ausführung zu v 
mitteln hat. 8 5 f 
Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe der Kommunalſtände überſchreiten, 
das Staatswohl verletzen, hat der Oberpräſident zu beanſtanden und Belus 


g über deren Ausführung dem betreffenden Reſſortminiſter ein⸗ 


Entſcheidun 
zureichen. 
f $. 21. 5 
Der Kommunallandtag wird, ſo oft es das Bedürfniß erfordert, durch 

Uns berufen. 

\ Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung, fowie der Schluß des Kom⸗ 
munallandtages geſchieht durch Unferen Kommiſſarius 19). 

5 Der Kommiſſarius, ſowie die zu ſeiner Vertretung abgeordneten Staats- 
beamten haben Zutritt zur Landtagsverſammlung und müſſen auf ihr Verlangen 

zu jeder Zeit gehört werden. 8 


$. 22. 


Zur Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages iſt die Anweſenheit von 
mehr als der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden durch 
einfache Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent- 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 5 
Zu einem Beſchluſſe, durch welchen Ausgaben bewilligt werden ſollen, 
die nicht ſchon in der Serpflichtung des Verbandes beruhen, iſt eine Mehrheit 
von mindeſtens zwei Dritteln der Anweſenden erforderlich. ’ 


§. 23. 
Findet ein ganzer Stand ſich durch einen Beſchluß des Landtages in 
feinem Intereſſe verletzt, ſo ſteht es ihm frei, mittelſt Einreichung eines Separat⸗ 
votums Unſere Entſcheidung anzurufen. 
Dieſes Votum muß noch vor dem Schluſſe des Kommunallandtages bei 
dem Oberpräſidenten eingereicht werden. 
N Bis nach ergangener Entſch eidung bleibt die Ausführung des Landtags⸗ 
beſchluſſes hee . Be 1 


$. 24. 


omen genftände, welche das ausschließliche Intereſſe eines Standes Sf 
können durch Mitglieder dieſes Standes ohne Zuziehung der übrigen Stände 
verhandelt werden. 


$. 25. 
glg, Die Genehmigung der Staatsregierung iſt erforderlich zu ſolchen Be⸗ 
ſhlüſſen des Landtages, durch welche 
) Ausgaben und Leitungen für den Verband ohne beſtehende Verpflich⸗ 
ung neu übernommen werden n 


N der Beitragsfuß für Aufbringung der Laſten des Verbandes aufgeftellt, 
„oder der beſtehende abgeändert wird, 
6887.) 3) Ver⸗ 


3) Veräußerungen vom Grund- oder Kapitalbeſtande des kommunal! 
diſchen Vermögens, ſoweit letzterer nicht etwa nur aus erſparten 
künften der letzten fünf Jahre herrührt, vorgenommen werden. 


$. 26. 


Die Genehmigung wird ertheilt: 


1) durch Uns in den Fällen des F. 25. Nr. 1. wenn der Verband 3 
Ausgaben verpflichtet werden ſoll, welche 


a) über die nächſten zwei Jahre hinaus dauern, i 
b) Zwecke betreffen, bei denen nur ein Theil des Verbandes intereſſirt it, 
e) nur von einem Theile des Verbandes aufzubringen find; 


2) in den übrigen Fällen von dem betreffenden Reſſortminiſter. 


. 


Der Kommunallandtag kann durch Uns aufgelöſt werden. In dieſem N 
Falle werden vor dem Zuſammentritte des nächſten Kommunallandtages Neu- 
wahlen angeordnet. a 


. 28. | 
Für die unter Aufſicht des Oberpräſidenten zu führende laufende Ver 


tung des ſtändiſchen Vermögens und der ſtändiſchen Anſtalten können die Kor 
munalſtände, ſoweit die Geſchäfte ſolches fordern, die geeigneten Perſonen wahl 


$. 29. 


Der Gefchäftsgang auf dem Kommunallandtage wird im Näheren d 
die Geſchäftsordnung geregelt. \ 
Die letztere iſt von dem Kommunallandtage unter Beſtätigung des Ober 
präſidenten aufzuſtellen. e 


$. 30. 40 

Die gewählten Mitglieder des Kommunallandtages erhalten Diäten un 
Reiſekoſten. Der Betrag derſelben, ſowie die Art und Weiſe der Aufbring 
iſt durch Beſchluß des Koͤmmunallandtages mit Genehmigung des Oberpräſid 
zu beſtimmen. | Be 4 
§. 31. 


Unſer Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſer Verordnun 
beauftragt. 2 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft an welchem das dieſelbe 
nde Stück der Geſetz⸗Sammlung in Berlin ausg Be 


egeben wird. 
Alrkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
niglichen Inſiegel. 2 9 ö f 


Gegeben Baden-Baden, den 20. September 1867. 


W Wilhelm. 


v. Bis marck⸗Schön hauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. 


v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


7 
1 


887. ar. 68878888) 


(Nr. 6838.) 


(Fr. 6838.) Verordnung, betreffend das Verfahren bei den Wahlen zum Kommunallan 
des Regierungsbezirks Kaſſel. Vom 20. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das Gebiet d 


Regierungsbezirks Kaſſel, was folgt: 


§. 1. 


I. Von dem Sämmtliche Abgeordnete zum Kommunallandtage des Regierungsbezirks 
Wahlberfahren Kaſſel werden in direkter Wahl gewählt. 5 . 


im Allgemei⸗ 
a nen. 5 8. 2. . 5 
ER Für jeden Abgeordneten ift ein beſonderer Wahlakt erforderlich. 


ä 
Das Wahlrecht kann niemals durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. 


N | . 45 
Die im Wahltermine nicht erſcheinenden Wahlberechtigten verlieren i 
Wahlrecht für den einzelnen Wahlakt. : Be 


$. 5. 
Jedem Wahlberechtigten ift die Einſicht des Wahlprotokolls geſtattet. 


$. 6. 


Die Wahlen der Abgeordneten werden in denjenigen Städten, welche f 
ſich allein zun Wahl berufen ſind, von den Gemeindebehörden, in allen übrig 
Fällen von w LEHE geleitet. 5 a 1 

Für jeden Wahlbezirk wird durch den Oberpräſidenten ein Bezirksausſchu 
aus einem Wahlkommiſſarius und drei aus der Zahl der Kreistagsmitglieder 
Bezirks ernannten Beiſitzern gebildet. 


GE | 
Die Wahlzeugniſſe für die Abgeordneten werden von den die Wahl leib 
den Behörden ($. 6.) unter Angabe der Geſammtzahl der Wähler und der zu 
der dem Gewählten zugefallenen Stimmen ausgeſtellt und fofort in den zu aum 
lichen Publikationen beſtimmten Blättern des Wahlbezirks bekannt gemacht. 
Abſchrift des Wahlzeugniſſes iſt an den Oberpräſidenten einzureichen. 


F. 8. | „ 
Die die Wahl leitende Behörde hat den Gewählten alsbald unter eb 


2 Se / 
endung des Wahlzeugniſſes zu einer Erklärung über Annahme oder Ablehnung 
der Wahl aufzufordern. i 


Für die durch Ablehnungen erforderlich werdenden neuen Wahlen bedarf 
es keiner nochmaligen vorherigen Feſtſtellung der Wählerliſten ($$. 12. und 22.). 


. 
Die Geſchäfte bei der Wahl der Abgeordneten im Stande der Städte II. Von dem 


7 


und der Landgemeinden werden in jeder Gemeinde von einer Wahlkommiſſion 5 15 
beſorgt, welche . 


Abgeordneten 


in den Städten aus dem amtsführenden Bürgermeiſter oder deſſen Stell- in Stande 5 
vertreter, aus vier von dem Stadtrathe zu erwählenden Mitgliedern des Land 
Stadtraths oder — wo deren in zureichender Anzahl nicht vorhanden shon ; 
find — des Ausſchuſſes, endlich dem Stadtſchreiber oder deſſen Stell⸗ 
vertreter, als Protokollführer, 


in den Landgemeinden aus dem Bürgermeiſter und Gemeinderathe 


beſteht. 
10: 


zur Einleitung einer Wahl ift von der Wahlkommiſſion eines jeden bei 
der Wahl betheiligten Ortes eine Wählerliſte anzufertigen, welche alle zur Wahl 
Berechtigten umfaßt, die in der Gemeinde und den ihr in Anſehung der örtlichen 
Verwaltung etwa zugetheilten Bezirken ihren Wohnſitz haben, a 


9. 11. 


Die Wählerliſte iſt acht Tage lang auf dem Rathhauſe oder in der Woh⸗ 
nung des Bürgermeiſters zur Einiicht offen zu legen und daß ſolches gefchehen, 


in der am Orte üblichen Weiſe bekannt zu machen. 


9 


Ueber eingehende Reklamationen wegen Uebergehung von Wahlberechtigten 
oder wegen Aufnahme von Wahlunfähigen entſcheidet der Gemeinderath. 

Reklamationen, welche ſpäter als acht Tage vor dem Wahltermine ein- 
gehen, können vom Gemeinderathe als verſpätet zurückgewieſen werden, doch ſteht 
es demſelben zu, Berichtigungen der Wählerliſte von Amtswegen bis zum Wahl⸗ 
ermine vorzunehmen. 

Die Entſcheidung des Gemeinderathes iſt nur für den einzelnen Fall gültig, 
und ein Rekurs ſteht dem Betheiligten an den Bezirksausſchuß nur Behufs der 
Uangung einer für künftige Wahlen zur Norm dienenden Entſcheidung zu. 


al | 
Für die, in Anſehung der örtlichen Verwaltung, einer Gemeinde gleich- 


geſtellten Orte wird von dem Bezirksausſchuſſe diejenige Gemeinde beſtimmt, mit 
(Nr. 6838.) 204* wel⸗ 
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1 125 in jenen Orten wohnhaften Wahlberechtigten den Wahlakt vorzunch⸗ 
men haben. 
Die Wahlkommiſſion der beſtimmten Gemeinde hat die Wahlberechtigten 


jenes Ortes unter Mitwirkung des die Geſchäfte des Ortsvorſtandes verſehenden 
Ortsbewohners feſtzuſtellen und in die Wählerliſte der Gemeinde mit aufzunehmen, 


§. 14. 


Der Wahltermin wird von dem Bezirksausſchuſſe (und zwar für alle bei 
ein und derſelben Wahl betheiligte Gemeinden auf denſelben Tag) beſtimmt, den 
Wahlkommiſſionen mitgetheilt und durch die zu amtlichen Publikationen beftimm 
ten Blätter des betreffenden Wahlbezirks bekannt gemacht. 


$. 15. 


N Die Wahlkommiſſion hat die in der berichtigten Wählerliſte eingetragenen 
Wahlberechtigten mindeſtens zwei Tage vor dem Wahltermine durch beſondere, 
gehörig zu beſcheinigende, Umſagen einzuladen. 

Wo die Anzahl der Wahlberechtigten es erfordert, ſind die Vorladungen 
in angemeſſener Weiſe auf den Wahltag und die nächſtfolgenden Tage zu vertheilen, 


$. 16. 


Im Wahltermine wird von den Wahlberechtigten die Abſtimmung unter 
genauer Bezeichnung des zur Wahl Vorgeſchlagenen vor der Wahlkommiſſion 
mündlich zu Protokoll gegeben. f 


er 


Die Anzahl der Stimmen, welche auf die verſchiedenen zu Abgeordneten 
vorgeſchlagenen Perſonen gefallen find, find in dem Wahlprotokolle am Schluſe 
anzugeben. f 

i §. 18. 


Die Wahlprotokolle find ſofort nach beendigtem Wahlakte an den die 
Wahl leitenden Bezirksausſchuß ($. 6.) einzuſenden, welcher nach dem Ergebnisse 
derſelben das Reſultat der Wahl feſtſtellt und bekannt macht ($. 7). 


$. 19. 


Als gewählt ift derjenige zu betrachten, welcher von den im Wahltermine 
abgegebenen Stimmen die meiften Stimmen erhalten hat, oder für wen bel 
Stimmengleichheit das Loos entſcheidet. 


$. 20. 


III. Bon dem Die Ermittelung und Feſtſtellung der Höchſtbeſteuerten, welche IM einer 
Verfahren bei Abgeordnetenwahl geſetzlich berufen ſind, geſchieht von dem die Wahl eitenden 
ue, Wahl ber Bezirksausſchuſſe auf Grund der von den Behörden mitzutheilenden Verzeichniss 


Abgeordneten „. I. 
im Stande der über die Steuerzahlungen. 0 


Höͤchſtbeſteuer⸗ 
ten. 


m 
Die Behörden haben dem Bezirksausſchuſſe jede zu dieſem Zwecke erforder⸗ 
liche Auskunft zu ertheilen. n | 


§. 21. 


Würde eine Steuer von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich bezahlt, ſo iſt 
Dieſelbe auf die einzelnen Beitragspflichtigen gleichmäßig zu vertheilen, ſofern nicht 
ein anderes Antheilverhältniß aus der Steuerrolle ſich ergiebt, oder ſonſt nach⸗ 
gewieſen wird. 6 


Die einzelnen Theilhaber ſind von der Steuerbehörde zu ermitteln „ſoweit 
dieſelben nicht ohnehin ſchon feſtſtehen. 


Br So. 

| Die von dem Bezirksausſchuſſe aufgeſtellte Wählerliſte wird mit Angabe 
des Namens, Berufs, Wohnorts und Steuerbetrages der darin Aufgenommenen 

| in den zu amtlichen Publikationen beſtimmten Blättern des Wahlbezirks veröffentlicht. 


$. 23. 


, Zur Einbringung ſolcher Reklamationen läuft vom Tage der Veröffent⸗ 
dung an eine vierzehntägige Friſt. Die nach Ablauf derſelben eingehenden 
Reklamationen kann der Bezirksausſchuß, unbeſchadet ſeiner Befugniß zur Berich⸗ 
N ügung der Liſte von Amtswegen, als verſpätet zurückweiſen. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes, welche nur für den einzelnen Fall Geltung hat, 


„ Der Bezirksausſchuß hat die Wählerlifte fo zeitig definitiv feftzuftellen, daß 
50 durch die nachträglichen Berichtigungen derſelben etwa nöthig werdenden 


$. 24. 


Der Wahlakt wird an dem von dem Oberpräſidenten feſtzuſetzenden Wahl⸗ 
orte in dem von dem Bezirksausſchuſſe anzuberaumenden Termine unter unmittel⸗ 
arer Leitung dieſer Behörde vorgenommen. 


$. 25. 


| 3 Der Wahltermin iſt mindeſtens acht Tage vorher in den zu amtlichen 
i Publikationen beſtimmten Blättern des Wahlbezirks bekannt zu machen. 


Die einzelnen Wahlberechtigten ſind außerdem acht Tage vorher ſchriftlich 
zu dem Wahltermine einzuladen. f 


$. 26. 


Die Stimmen der Wähler werden vor dem Bezirksausſchuſſe, welcher, 
GA. 6838) | au 


ee a 
wenn er es für nöthig erkennt, aus der Zahl. der Wähler Gehülfen fü 
Protokollführung zuziehen darf, mündlich zu Protokoll gegeben. 

8 SER 

1 Ueber die Wahl entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit der erſchienenen 

Wähler. ö 

Wenn bei der erſten Abſtimmung nicht wenigſtens Eine Stimme mehr als 

die Hälfte der Stimmenden auf eine Perſon gefallen iſt, jo erfolgt eine zweite Wahl. 

Würde auch mit der zweiten Wahl keine Mehrheit, welche die Hälfte der 

Stimmen überſchreitet, erzielt, ſo dienen für die nöthige dritte Wahl folgende 
Vorſchriften zur Richtſchnur: a 

1) haben in der zweiten Wahl zwei der Vorgeſchlagenen die meiſten, gleiche 

oder ungleiche Stimmen, fo erſtreckt ſich die vorzunehmende dritte Ab 

ſtimmung auf eine Wahl zwiſchen dieſen beiden; \ 

2) wenn mehr als zwei der Vorgeſchlagenen die meiſten, jedoch gleiche Stüm 

men erhielten, fo ſoll die vorzunehmende neue Wahl ſich auf zwei derſelben 
erſtrecken, welche hierzu aus ihnen durch das Loos beſtimmt werden; 

3) ſo oft blos einer der Vorgeſchlagenen die meiſten Stimmen, jedoch nicht 

die abſolute Mehrheit für ſich hat, und auf Andere gleiche Stimmen 

gefallen ſind, wird einer unter den Letzteren durch das Loos dazu beſtimmt, 

mit dem Erſteren zur dritten Wahl gebracht zu werden; i f 

4) ergiebt die dritte Wahl Stimmengleichheit zwiſchen den beiden der E 

ſcheidungswahl Unterworfenen, ſo wird zu einer endlichen Entſcheidung 

durch das Loos geſchritten. g 7 ⸗ 0 


F. 28. 
Das Ergebniß der Abgeordnetenwahl iſt den Wählern alsbald zu verkündigen, 


$. 29. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das dieselbe 

enthaltende Stück der Geſetz- Sammlung in Berlin ausgegeben wird. g 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruclin 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 20. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenpl 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Gr. 685 


— 


(Nr. 6839.) Verordnung, betreffend die Ausdehnung der Wirkſamkeit der durch Verordnung 
vom 17. Januar 1806. errichteten Naſſauiſchen Brand ⸗Aſſekuranzanſtalt 
zu Wiesbaden auf den Kreis Biedenkopf und die Ortsbezirke Rödelheim 
und Niederurſel (früher Großherzoglich Heſſiſchen Antheils). Vom 
14. September 1867. f i 


5 Win Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 20 


verordnen, für den Umfang derjenigen ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Gebiets⸗ 
heile, welche nach der Vrwidmmihg vom 22. Februar d. J. (Geſetz⸗Samml. 
S. 273.) mit dem ehemaligen Herzogthum Naſſau ꝛc. zuſammen den Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden bilden, was folgt: 

Die Naſſauiſche Brand⸗Aſſekuranzanſtalt zu Wiesbaden wird ermächtigt, 
nach Maaßgabe der für ihre Verwaltung geltenden Vorſchriften aus nachgenannten 
durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 876.) mit der 

Preußiſchen Monarchie vereinigten Gebietstheilen: a ö 


a) dem Kreiſe Biedenkopf, 5 
b) dem nordweſtlichen Theile des Kreiſes Gießen, welcher die Orte Franken⸗ 


bach, Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen, Bieber, Haina, Rodheim, i . 
e „Naunheim und Hermannſtein mit ihren Gemarkungen 5 
umfaßt, a i 


e) dem Ortsbezirk Rödelheim, 


d) dem bisher unter Gro herzoglich Heſſiſcher Souverainetät geſtandenen 
Theile des Ortsbezirks 9 iederurſel, 


vom J. Januar 1868. ab Verſicherungen von Gebäuden gegen Feuersgefahr 
anzunehmen. a 8 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktm 
Königlichen Inſiegel. ) 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 14. September 1867. 
| (L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


S 


5 
x 
. 


(Nr, 6839—6840) (Nr. 6840.) 


(Nr. 6840,) Allerhöchſter Erlaß vom 14. September 1867., betreffend die Aufſtellun 
Urliſten der Geſchworenen in den Provinzen Hannover und Schlesw 


Holſtein. 


IL. Ihren Bericht vom 12. September d. J. beftimme Ich zur Ergänzung 
der $$. 278. bis 280. und 283. der Verordnung vom 25. Juni d. J., better 
fend das Strafrecht und das Strafverfahren in den durch das Geſetz vom 
20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der 
Monarchie vereinigten Landestheilen, mit Ausnahme des vormaligen Amts⸗ 
bezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf (Geſetz»Samml. von 1867. S. 9210), 
was folgt: N f 5 
1) In der Provinz Hannover find die im H. 283. den Regierungspräſiden⸗ 
ten zugewieſenen Funktionen bis auf Weiteres von den Landdroſten und 
dem Berghauptmann zu Clausthal zu üben. 9 
2) Der Juſtizminiſter und der Minifter des Innern haben für die Provinz 
Hannover und für die Herzogthümer Holſtein und Schleswig die Be 

amten zu beſtimmen, welche bis auf Weiteres die in den $$. 278. bis 280 
den Landräthen zugewieſenen Funktionen ausüben follen, und die Be 
zirke feſtzuſetzen, innerhalb welcher dieſes zu geſchehen hat. 
Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 
Schloß Babelsberg, den 14. September 1867. 7 


Wilhem 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg 


An den Juſtizminiſter und den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). a 


